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Haushaltsrechtliche Rahmenbedingungen für die Genehmigung von Kreditaufnahmen 
in Zeiten der Niedrigzinsphase bei Investitionen zur Erfüllung kommunaler Pflichtauf-
gaben 
Erlassentwurf vom 28.10.2016 
 
Sehr geehrte Frau Dieckmann,  
 
vielen Dank für die Übersendung des o.g. Erlassentwurfes und die Gelegenheit zur Stellung-
nahme. Das Präsidium des Städte- und Gemeindebundes hat sich am 05.12.2016 mit dem 
Thema befasst und die Fragen ausführlich diskutiert.  
 
Grundsätzlich hat das Präsidium noch einmal auf seine Empfehlung für eine kommunale 
Schuldenbremse vom 05.09.2011 hingewiesen.  
 
Vor dem Hintergrund der historisch niedrigen Zinsen erscheint es jedoch erwägenswert, drin-
gende kommunale Investitionen jetzt umzusetzen. Mit einem Erlass darauf hinzuwirken, dass 
dieser Aspekt stärkere Berücksichtigung finden kann, ist prinzipiell richtig. Der Erlassentwurf 
greift dies bisher jedoch nicht ausreichend auf, um den Kommunalaufsichtsbehörden einen 
hinreichenden Handlungsspielraum zu eröffnen. Als Voraussetzung für die Kreditgenehmi-
gung auf die Vorgehensweise im Zusammenhang mit dem Programm STARK III zu verwei-
sen, erscheint nicht ausreichend.  
 
Das Präsidium des Städte- und Gemeindebundes hat noch einmal betont, auch bei dringenden 
Investitionen muss sichergestellt sein, dass der Schuldendienst aus Zinsen und Tilgungen er-
wirtschaftet werden kann und die Kommunen nicht in eine neue Schuldenfalle steuern. 
 
Diese Fragen sind unabhängig von der Finanzschwäche der Kommunen zu bewerten. Kom-
munen die sich nicht in Haushaltskonsolidierung befinden, sind dabei in gleicher Weise zu 
betrachten. Einzelne Mitglieder unseres Präsidiums haben darauf hingewiesen, dass sie - ob-
wohl nicht in Haushaltskonsolidierung - gleichwohl keine Kreditgenehmigungen erhalten. 
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Das Präsidium betrachtet mit Sorge, dass die eigenen Steuereinnahmen der Städte und Ge-
meinden in Sachsen-Anhalt nach wie vor weit unter dem Bundesdurchschnitt liegen Zudem 
werden die Haushalte vieler Gemeinden von nur wenigen Gewerbesteuerzahler bestimmt. 
Deshalb müssen wir auch noch einmal unser Bedauern zum Ausdruck bringen, dass im Rah-
men des aktuellen Gesetzgebungsverfahren zum FAG vorgesehen ist, die Investitionspau-
schale nicht in der ursprünglich im Koalitionsvertrag festgelegten Höhe an die Kommunen 
auszukehren. Gerade diese Finanzierungsquelle ist zentrale Grundlage für die Investitionstä-
tigkeit der Kommunen. 
 
Wir stehen für ein Gespräch gerne zur Verfügung. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
Jürgen Leindecker  
Landesgeschäftsführer   
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Freude im Salzlandkreis

Nun gibt es einen Paradigmenwechsel: Kreditaufnahmen sind ab sofort möglich, wenn sich

die Investitionen über mehrere Jahre rentieren, beispielsweise wenn eine grundsätzliche

Sanierung einer Straße günstiger ist als eine weitere, abschnittsweise Ausbesserung. Auch

Investitionen an Schulen, Kitas und Verwaltungsgebäuden oder Ersatz für Feuerwehrfahr-

zeuge fallen unter die Regelung. Die Kommunen müssen allerdings nachweisen, wie sie die

Kredite in den folgenden Jahren bedienen werden.

Hintergrund des Erlasses ist die aktuelle Niedrigzinsphase. Die Kommunen hatten bereits

vor einem Jahr gefordert, die Beschränkungen zu lockern. Angesichts der jahrelangen Fi-

nanznot bestehe ein Sanierungsstau, der stetig den Wert der Infrastruktur verzehre, hatten

die Landkreise argumentiert.

Markus Bauer (SPD), Landrat im Salzlandkreis, begrüßt die Änderung. "Der Erlass gibt uns

die Möglichkeit, vor Ort wieder mehr Projekte anschieben zu können", sagt er. "Wenn man

nicht investieren kann, hemmt das eine ganze Region." Den Salzlandkreis drückt ein Schul-

denberg in Höhe von rund 90 Millionen Euro. Die Haushaltskonsolidierung habe zuletzt

kaum Raum für Investitionen zugelassen, die dem Landkreis nachhaltig zugute kommen

würden, so Bauer. Der Landrat will unter anderem mehr Geld für Schulgebäude ausgeben.

Skepsis in Halberstadt

Der Genthiner Bürgermeister Thomas Barz hält den Erlass ebenfalls für sinnvoll. "Entschei-

dend wird aber sein, welche Maßstäbe die Kommunalaufsichten anlegen und ob sie die In-

vestitionen letztlich wirklich genehmigen werden", sagt er.

Doch es gibt auch Kommunen, die neue Kredite skeptisch sehen. In Halberstadt (28 Millio-

nen Euro Schulden) will man "lieber mit Augenmaß aus eigener Kraft investieren, statt

neue Schulden anzuhäufen", wie Oberbürgermeister Andreas Henke (Die Linke) sagt. Zwar

müsse der Investitionsstau mittelfristig angegangen werden. Doch eines sei auch klar, so

Henke. "Die neuen Kredite müssen ja auch regelmäßig bedient werden." Meinung

Magdeburg l Die schwarz-rot-grüne Landesregierung hat den finanziellen Handlungsspiel-

raum der Kommunen in Sachsen-Anhalt erweitert. Auch finanzschwache Städte, Gemein-

den und Landkreise können ab sofort leichter günstige Kredite aufnehmen, um in ihre In-

frastruktur zu investieren. Einen entsprechenden Erlass gab das Innenministerium heraus.

Bisher galten strenge Auflagen. Kommunen in der Haushaltskonsolidierung durften nur

dann in neue Projekte investieren, wenn sie zwingend notwendig waren. Ein neues Feuer-

wehrfahrzeug ließ sich beispielsweise nur dann anschaffen, wenn eine Reparatur des alten

nicht mehr möglich war.

Arme Kommunen können sich weiter

verschulden
Städte, Gemeinden und Landkreise dürfen Investitionen trotz

Haushaltskonsolidierung künftig mit Krediten anschieben

Christopher Kissmann
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